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Exkurs: Beratungsstrukturen im Produktionsgartenbau  

Dr. Walter Dirksmeyer1 

1 Beratungstypen 

Im Verlauf der Zeit haben sich in Deutschland 
erschiedene Typen der Betriebsberatung für 
artenbauliche Produktionsbetriebe entwickelt. 
ls wichtigste Typen sind die Offizialberatung, 
ie Ringberatung, privatwirtschaftlich organisier-

e Beratung, die Beratung durch die gartenbauli-
hen Berufsverbände und die Beratung durch 
ertreter von Firmen des vorgelagerten Bereichs 
u nennen. Die Unterschiede zwischen diesen 
eratungstypen sollen im Folgenden kurz vorge-
tellt werden.  

ie Offizialberatung wird durch staatlich finan-
ierte Organisationsstrukturen bereitgestellt. Sie 
rfolgt entweder durch Landesanstalten oder 
urch Landwirtschaftskammern. Die Beratungs-

eistungen der Offizialberatung müssen jedoch 
unehmend durch Eigenbeiträge der Betriebe fi-
anziert werden. In Bundesländern wie Nord-
hein-Westfalen wird die Beratung mittlerweile 
omplett durch die Betriebe finanziert.  

ine weitere Möglichkeit, staatlich bezuschusste 
etriebsberatung anzubieten, erfolgte in der 
ergangenheit über die Ringberatung. Bera-

ungsringe sind Zusammenschlüsse von garten-
aulichen Produktionsbetrieben, die häufig aus 
iner definierten Region kommen, und die sich in 
er Regel auf ähnliche Kulturen spezialisiert ha-
en, beispielsweise Erdbeeren oder Spargel. 
iese Beratungsringe haben meistens einen, 
anchmal auch mehrere Berater eingestellt, die 

usschließlich für die angeschlossenen Betriebe 
ätig sind. Die staatlichen Zuschüsse für Bera-
ungsringe wurden in der Vergangenheit deutlich 
eduziert, so dass die meisten Beratungsringe 
eute eine privatwirtschaftliche Struktur einge-
ommen haben.  

n nahezu allen Bundesländern wurde in den 
ergangenen zehn Jahren die staatlich finanzier-
e Beratung reformiert. Der Auslöser dieser Re-
ormen war in den meisten Fällen, dass die Bera-
ungskosten für den Staat verringert werden soll- 
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ten. Dies wurde durch den Abbau von Standor-
ten und die Streichung von Stellen erreicht. Au-
ßerdem wurde der Eigenanteil der Betriebe an 
den Beratungskosten schrittweise erhöht, so 
dass die direkten Beratungsleistungen auch bei 
der Offizialberatung häufig schon zu 100 % 
durch die Betriebe getragen werden müssen. Al-
lerdings profitieren die Betriebe auch in diesen 
Fällen noch von dem staatlich finanzierten So-
ckel dieser Einrichtungen, der beispielweise da-
zu beiträgt, die Infrastruktur der Institutionen zu 
finanzieren, was bei komplett privatwirtschaftlich 
aufgestellten Beratungseinrichtungen zusätzlich 
noch von den Beratungsgebühren zu decken ist. 
Durch die Beratungsreformen wurden in vielen 
Bundesländern komplette Themengebiete aus 
der Offizialberatung ausgegliedert und an Privat-
unternehmen übertragen. Diese Privatberater 
wurden dann häufig staatlich bezuschusst, doch 
wurden diese Zuschüsse in der Regel schrittwei-
se abgebaut. Dadurch dass der staatlich finan-
zierte Anteil der Beratung zwischen den Bundes-
ländern deutlich variiert, gibt es derzeit Bundes-
länder wie Bayern, die noch ein sehr breites 
staatlich finanziertes Beratungsangebot besitzen, 
während auf der anderen Seite in Bundesländern 
wie Thüringen nur noch die sozioökonomische 
Beratung2 durch staatliche Stellen bereitgestellt 
wird. Irgendwo zwischen diesen beiden Extrema 
sind die anderen Bundesländer angesiedelt.  

Mit der Verringerung der staatlichen Zuschüsse 
für die Offizialberatung oder auch deren komplet-
ten Abbau wurde das Beratungsgeschäft für Pri-
vatberater interessant. Vorreiter bei dem Aufbau 
einer Privatberatung waren die östlichen Bun-
desländer, die nach der Wiedervereinigung ent-
weder sofort privatwirtschaftliche Beratungs-
strukturen etabliert haben, wie beispielsweise 
Mecklenburg-Vorpommern, oder die relativ 

                                                      
2
  Im Rahmen der sozioökonomischen Beratung soll der 

Strukturwandel sozialverträglich begleitet werden. Ziel ist, 
Betrieben mit wirtschaftlichen Problemen dabei zu helfen, 
die familiären Einkommen wieder nachhaltig zu sichern. 
Als Ergebnis erfolgt nicht zwingend die Betriebsaufgabe, 
sondern es wird nach Wegen gesucht, durch Umstrukturie-
rungen im Betrieb oder durch eine teilweise berufliche 
Neuorientierung das Familieneinkommen zu stabilisieren. 
Häufig erfolgt die sozioökonomische Beratung aber derart 
spät, dass kaum noch Alternativen zur Umstrukturierung 
zum Nebenerwerb oder zur Betriebsaufgabe bestehen.  
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schnell den Schwenk weg von der Offizialbera-
tung hin zur Privatberatung vollzogen. Die west-
lichen Bundesländer sind diesen Schritt meistens 
erst deutlich später gegangen. In Bayern bei-
spielsweise wurde die Beratung erst zum Beginn 
des Jahres 2008 für die Themengebiete produk-
tionstechnische und betriebswirtschaftliche Bera-
tung privatisiert. Aber auch diese Privatberatung 
ist in Bayern immer noch mit 50 % der Bera-
tungskosten bezuschusst. Alle anderen The-
menbereiche werden weiterhin kostenfrei durch 
staatliche Stellen angeboten. Trotz aller Privati-
sierungsbestrebungen bleibt die sozioökonomi-
sche Beratung allerdings nach wie vor entweder 
komplett staatlich organisiert, wie beispielsweise 
in Thüringen, oder wird durch staatliche Zu-
schüsse an Unternehmen der Privatberatung ge-
tragen, wie zum Beispiel in Mecklenburg-
Vorpommern. Die Grenzen zwischen der Privat- 
und der Ringberatung sind fließend, da es Bera-
tungsringe gibt, die zurzeit noch staatliche Zu-
schüsse bekommen, und andere, die schon 
komplett auf eine Finanzierung durch die ange-
schlossenen Betriebe umgestellt sind.  

Darüber hinaus bieten Gartenbauverbände ein-
zelbetriebliche Beratung für gartenbauliche Pro-
duktionsbetriebe an. Allerdings beschränken sie 
sich in aller Regel auf die Steuer- und Rechtsbe-
ratung. Nur in einigen Bundesländern wird über 
diese rechtlichen Fragestellungen hinaus auch 
zu ökonomischen Aspekten Beratung angebo-
ten. Eine Sonderstellung nehmen die Verbände 
im ökologischen Landbau ein, die schon von Be-
ginn an in der Anbauberatung aktiv waren.  

Abschließend darf auch die Beratung durch Fir-
menvertreter nicht vergessen werden, die in vie-
len Erzeugungsbetrieben im Gartenbau einen 
erheblichen Umfang der Beratung abdecken. Zu 
nennen sind hier insbesondere Pflanzenschutz- 
und Düngemittelanbieter, Substrathersteller, 
Saatgutfirmen und Jungpflanzenproduzenten. In 
vielen Gartenbaubetrieben sind diese Firmenver-
treter die einzige Informationsquelle, die außer-
halb des Betriebes genutzt wird. Obwohl mir der 
Beratung durch Firmenvertreter mit großer Wahr-
scheinlichkeit wertvolle Informationen in viele Be-
triebe geliefert werden, ist sie auch kritisch zu 
sehen, da diese Beratung primär interessenge-
leitet ist und der Verkaufsförderung dient und 
erst an zweiter Stelle dem Wohl der Betriebe.  

In Abbildung 1 wird gezeigt, in wie vielen Bun-
desländern die verschiedenen Beratungstypen 
die wesentlichen Beratungsinhalte jeweils beset-
zen. Dabei zeigt sich, dass die Offizialberatung 
in vielen Bundesländern ein sehr breites Bera-
tungsangebot stellt. Eine ähnliche Breite hat 
auch die Privatberatung, die allerdings in den 
Bundesländern unterschiedlich aufgestellt ist und 
sich dort jeweils auf ausgewählte Themenberei-
che spezialisiert hat. Die Ringberatung, die es 
nur in acht Bundesländern gibt, ist thematisch 
vergleichsweise breit aufgestellt. Für die Ver-
bandsberatung gilt dies jedoch nicht. Hier sind 
rechtliche Fragestellungen der absolute Schwer-
punkt. Angebote darüber hinaus werden nur ver-
einzelt gemacht. 
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Abbildung 1  
Beratungsinhalte der verschiedenen Beratungstypen in den Bundesländern
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2 Beratungsangebot in den Bundesländern 

Da sich die Beratungslandschaft in den Bundes-
ländern durch die verschiedenen Reformen er-
heblich verändert hat, soll der Versuch unter-
nommen werden, den Aufbau der Betriebsbera-
tung in den verschiedenen Ländern grob zu skiz-
zieren. Dafür wird nach den Beratungstypen Of-
fizial-, Ring-, Privat- und Verbandsberatung diffe-
renziert. Die Beratung durch Firmenvertreter ist 
hier nicht berücksichtigt, weil davon ausgegan-
gen werden kann, dass Firmen im gesamten 
Bundesgebiet aktiv sind. Abbildung 2 zeigt die 
relative Bedeutung der in den verschiedenen 
Bundesländern existierenden Beratungstypen 
anhand der drei Stufen a) hohe, b) geringe und 
c) sehr geringe beziehungsweise gar keine Be-
deutung. Für die Ermittlung der Bedeutung der 
Beratungstypen wurden verschiedene Experten 
und die Gartenbaureferenten aus allen Bundes-
ländern befragt. Als Maßstab für die Bemessung 
der Bedeutung sollte die Anzahl der beratenden 
Betriebe als Grundlage herangezogen werden.  

Eine Übersicht über die Bedeutung der verschie-
denen Beratungstypen im Gartenbau in den 
Bundesländern kann nur ein vergleichsweise 
grober Hinweis auf die Unterschiede in den Be-
ratungsstrukturen der Länder sein, da beispiels-
weise keine Differenzierungen nach Produkti-
onssparten vorgenommen werden können, ob-
wohl sich die Bedeutung der Beratungstypen 
zwischen ihnen zum Teil erheblich unterscheidet 
(Abbildung 2). So sind die Beratungsringe bei-
spielsweise in Rheinland-Pfalz im Zierpflanzen-
bau, in der Erdbeerproduktion und in der Spar-
gelerzeugung von großer Bedeutung, während 
es sie für andere Spezialisierungen kaum oder 
gar nicht gibt. Ähnliches gilt in Niedersachsen, 
wo die Ringberatung im Obstbau eine wichtige 
Stellung einnimmt, im Zierpflanzenbau jedoch so 
gut wie nicht existiert.  

Einschränkend kommt hinzu, dass sich die 
Übersicht über die Bedeutung der Beratungsty-
pen (Abbildung 2) nur bedingt für Vergleiche 
zwischen den Bundesländern eignet, weil nur die 
relative Bedeutung der Beratung in den jeweili-
gen Bundesländern erfragt wurde. Es wurde kein 
quantitativer Maßstab angelegt, um daraus die 
Bedeutung der Beratungstypen abzuleiten. Der 
Grund für diese Vorgehensweise ist, dass an-
dernfalls die Bedeutung aller Beratungstypen in 
den vom Produktionsgartenbau stark geprägten 
Bundesländern wie Niedersachen, Nordrhein-
Westfalen oder Baden-Württemberg durch die 
vergleichsweise häufigen Kontakte als hoch ein-

zustufen wäre. Im Gegensatz dazu wäre in den 
Bundesländern mit einem vergleichsweise gerin-
gen Umfang an gartenbaulichen Produktionsak-
tivitäten wie in Thüringen, Mecklenburg-
Vorpommern oder dem Saarland die Bedeutung 
der Beratungstypen als gegen Null tendieren 
einzustufen. Dadurch wären Differenzierungen 
zwischen den Beratungstypen in vielen Bundes-
ländern unmöglich, was jedoch das Ziel der Un-
tersuchung ist.  

Abbildung 2 zeigt, dass die Offizialberatung mit 
Ausnahme von Thüringen, Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin noch in allen Bundes-
ländern existiert. Nur in Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein wird ihre Bedeutung für die 
Betriebe als gering, in allen anderen Ländern je-
doch als hoch eingeschätzt. Trotzdem werden 
aber in Ländern wie Sachsen oder in Branden-
burg deutlich weniger Betriebe durch die Offizial-
beratung beraten als das in Baden-Württemberg, 
Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen der 
Fall ist.  

Auch die Privatberatung ist in fast jedem Bun-
desland vertreten (Abbildung 2). Ausnahmen bil-
den die Stadtstaaten Bremen und Hamburg. Die 
Bedeutung der Privatberatung schwankt aller-
dings zwischen den Bundesländern deutlich. In 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 
Rheinland-Pfalz wird ihr eine hohe Bedeutung 
zugeschrieben. In allen anderen Ländern, in de-
nen sie vertreten ist, wird ihre Relevanz jedoch 
eher als gering eingestuft.  

Die Verbandsberatung ist in allen Westdeut-
schen Bundesländern, in Sachsen-Anhalt und in 
Brandenburg aktiv. Mit Ausnahme von Rhein-
land-Pfalz wird ihre Bedeutung im Hinblick auf 
die Anzahl der beratenden Betriebe als gering 
klassifiziert. Allerdings kam sowohl von den be-
fragten Experten als auch von den Gartenbaure-
ferenten insbesondere mit Bezug auf die Ver-
bandsberatung häufig der Hinweis, wie wertvoll 
die Beratungsleistungen für die Gartenbaube-
triebe sind, da sie über die Berufsverbände bei 
rechtlichen Fragen in der Regel kompetent bera-
ten werden. In Mecklenburg-Vorpommern, Ber-
lin, Thüringen und Sachsen wird keine Beratung 
durch Gartenbauverbände angeboten (Abbil-
dung 2).  

Bei der Ringberatung zeigt sich eine deutliche 
regionale Differenzierung (Abbildung 2). In den 
östlichen Bundesländern existiert sie nicht. 
Ebenso fehlt sie in Hessen und in Nordrhein-
Westfalen. In den Bundesländern, in denen sie 
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vertreten ist, hat die Ringberatung allerdin
häufig eine hohe Bedeutung. Dies gilt für di
Länder Schleswig-Holstein, Hamburg, Niede
sachsen, Bayern und Baden-Württemberg. Ein
geringe Bedeutung wird der Ringberatung i
Saarland, in Rheinland-Pfalz und in Hambur
zugeschrieben. In vielen Bundesländern ist di
Ringberatung weitgehend privatwirtschaftlic
aufgestellt und kommt mittlerweile ohne Z
schüsse aus. Daher könnte sie in diesen Lä
dern auch der Privatberatung zugerechnet we
den. Durch die historisch besondere Entwicklun
wird sie hier jedoch noch differenziert betrachtet
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Abbildung 2  
Beratungsstrukturen in Deutschland 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Be-
ratungsstrukturen in den Bundesländern sehr
voneinander abweichen. Dies gilt einerseits für
die Existenz der verschiedenen Beratungstypen
in den Bundesländern und andererseits auch für
deren Bedeutung. Allerdings scheint der Weg hin
zu einer weitgehend privatwirtschaftlich organi-
sierten Beratung noch relativ weit zu sein, auch
wenn vermutet werden kann, dass die Betriebs-

 
 
 
 
 

 

beratung im Gartenbau langfristig auf überwie-
gend privatwirtschaftlich organisierte Angebote 
hinauslaufen wird.   

Voraussetzung für ein funktionierendes Bera-
tungswesen ist, dass sie auf drängende Fragen 
von betrieblicher Seite schnell und zufriedenstel-
lend Antworten geben kann. Voraussetzung da-
für ist eine funktionierende angewandte For-
schung, die diese Frage aufgreift. Dies kann von 
Seiten der Universitäten und Fachhochschulen 
jedoch nur eingeschränkt geleistet werden. Aus 
diesem Grund sind die Erzeugungsbetriebe und 
die Beratung auf ein intensives Versuchswesen 
angewiesen, in dem die aktuellen Probleme und 
Fragen aus den Betrieben aufgegriffen und nach 
einer Priorisierung bearbeitet werden. Dieses 
Versuchswesen ist derzeit noch weitgehend 
staatlich finanziert. Dadurch besteht in den Bun-
desländern in der Regel eine enge Verzahnun-
gen zur Offizialberatung, die oft auch bis hin zu 
institutionellen Verflechtungen gehen. In der Re-
gel ist auch der fachliche Austausch zwischen 
dem Versuchswesen und der Privatberatung in-
tensiv.  

Mit Ausnahme von Sachsen-Anhalt wurden die 
Beratungsstrukturen in jedem Bundesland seit 
1990 mindestens einmal, in den Ländern Schles-
wig-Holstein, Hessen, Sachsen und Rheinland-
Pfalz in diesem Zeitraum sogar zweimal refor-
miert. Viele dieser Reformen erfolgten erst nach 
der Jahrtausendwende. Davon war auch das 
Versuchswesen betroffen. Die Reformen haben 
dazu geführt, dass Standorte und Personal ab-
gebaut wurden. Vor diesem Hintergrund mussten 
Überlegungen angestellt werden, wie die nötige 
Breite in der gartenbaulichen Beratung und im 
Versuchswesen bei sinkenden Kapazitäten wei-
terhin sichergestellt werden kann.  

In den norddeutschen Bundesländern war dies 
der Ausgangspunkt zu einer länderübergreifen-
den Zusammenarbeit. Im Jahr 2004 wurde die 
Norddeutsche Kooperation gegründet, in welche 
die Länder Schleswig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern, Hamburg und Niedersachsen ihre 
Versuchs- und Beratungseinrichtungen einbrach-
ten. Sachsen-Anhalt und Nordrhein-Westfalen 
schlossen sich dem Verbund im Jahr 2007 an. 
Ziel der Kooperation ist, weiterhin die gesamte 
fachliche Breite, die im Produktionsgartenbau 
vorhanden ist, im Versuchs- und im Beratungs-
wesen abzudecken. Dafür wurden in den betei-
ligten Bundesländern Kompetenzzentren gebil-
det, die in der Regel auf vorhandene Strukturen 
zurückgegriffen haben. Oftmals wurden bei der 
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Etablierung der Kompetenzzentren die Aufgaben 
der verschiedenen Standorte auf die Kernfähig-
keiten fokussiert, so dass beispielsweise in der 
Lehr- und Versuchsanstalt für Gartenbau Han-
nover-Ahlem (LVG Ahlem) das Kompetenzzent-
rum für Zierpflanzenbau, an dem Obstbau-
Versuchs- und Beratungszentrum Jork (OVB 
Jork) das für Obst oder im Gartenbauzentrum 
Straelen (GBZ Straelen) das für Unterglasgemü-
sebau angesiedelt ist3. Die Verteilung der Kom-
petenzzentren wurde vertraglich geregelt, wo-
durch die Standorte auch langfristig gesichert 
sind. Durch die Norddeutsche Kooperation wird 
in den beteiligten Ländern und dadurch für die 
dort angesiedelten Gartenbaubetriebe sicherge-
stellt, dass für alle relevanten gartenbaulichen 
Anbau- und Themengebiete ein Kompetenzzent-
rum existiert. Dort werden einerseits Versuche 
durchgeführt. Andererseits wird von dort fach-
spezifische Beratung angeboten. Der Nachteil 
dieser Konstruktion ist, dass die Wege zu den 
Betrieben im Mittel länger werden als zuvor, 
doch musste das in Kauf genommen werden, um 
ein staatliches Versuchs- und Beratungsangebot 
dieser Breite weiterhin vorhalten zu können. Der 
Erfolg dieser Netzwerkbildung wird auch dadurch 
unterstrichen, dass mittlerweile auch andere 
Bundesländer ähnliche Kooperationen vereinbart 
haben, wie beispielsweise die Mitteldeutsche 
Kooperation, der die Länder Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Sachsen angehören. Darüber 
hinaus gibt es verschiedene bilaterale Koopera-
tionsabkommen, wie zum Beispiel zwischen 
Rheinland-Pfalz und Hessen oder zwischen 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz.  

3 Herausforderungen an die Zukunft 

Es konnte gezeigt werden, dass die Beratungs-
landschaft im deutschen Produktionsgartenbau 
sehr heterogen ist. Zwar hat die Offizialberatung 
in vielen Bundesländern noch eine hohe Bedeu-
tung, doch sind die Kapazitäten in der Vergan-
genheit deutlich abgebaut worden. Dies führte in 
der Offizialberatung vieler Länder nicht nur zu 
einer Verringerung der Anzahl der Berater, son-
dern auch in der thematischen Breite des Bera-
tungsangebotes. Außerdem werden für die Offi-
zialberatung zunehmend kostendeckende Ge-
bühren erhoben. Als Folge dieser Entwicklung 
stieg der Anteil der privatwirtschaftlich organisier-

                                                      
3
  Für weitere Informationen über die Norddeutsche Koope-

ration siehe www.norddeutsche-kooperation.de 

ten Beratung in den Gartenbaubetrieben. Der 
Aufbau der Privatberatung wurde zum Teil von 
staatlicher Seite finanziell gefördert. Beratungs-
ringe, die vor einigen Jahren noch umfangreich 
mit öffentlichen Mitteln unterstützt wurden, sind 
heute zunehmend privatwirtschaftlich aufgestellt.  

Es ist davon auszugehen, dass die staatliche 
Unterstützung der Betriebsberatung auch in Zu-
kunft weiter reduziert wird. Auf der anderen Seite 
nimmt das Wissen zum Produktionsgartenbau 
ständig zu, woran das staatliche Versuchswesen 
einen hohen Anteil hat. Daraus leitet sich die 
Frage ab, welche Folgen diese Entwicklung für 
die Beratung der gartenbaulichen Produktionsbe-
triebe haben wird. Einerseits ist mit der Ausdeh-
nung der Privatberatung der erste Schritt in die 
richtige Richtung getan. Dadurch wird es für Gar-
tenbaubetriebe zu einem normalen Zustand, für 
gute Beratung Geld bezahlen zu müssen4. Ande-
rerseits sollte es Gärtnern aber auch auf einfa-
che Weise ermöglicht werden, durch eigene Re-
cherche zu relevanten Informationen kommen zu 
können. Dies ist insbesondere dann zwingend 
nötig, wenn es sich dabei um Ergebnisse von 
Versuchen handelt, deren Durchführung staatlich 
finanziert wurde, was beim staatlichen Ver-
suchswesen in der Regel der Fall ist. Recher-
chen über Informationen zu einem Thema, sei es 
gartenbaulicher oder allgemeiner Natur, erfolgen 
zunehmend über das Internet. Vor diesem Hin-
tergrund erklärt sich die zunehmende Bedeutung 
von Wissensmanagementsystemen wie bei-
spielsweise Hortigate5 oder einem Gartenbau-
Wikipedia, das im Rahmen eines vom BMELV fi-
nanzierten Projektes innerhalb der kommenden 
zwei Jahre aufgebaut werden soll.  

                                                      
4
  Ein Nachteil dieser Entwicklung hin zu einer gebühren-

pflichtigen Beratung ist, dass gerade kleinere Betriebe 
und solche, die wirtschaftliche Probleme haben, von den 
Beratungsgebühren abgeschreckt werden.  

5
  Siehe www.hortigate.de 






